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Antrag
des Abg. Nico Weinmann u. a. FDP/DVP

und

Stellungnahme

des Ministeriums des Inneren, fiir Digitalisierung und Kommunen

Die Auswirkungen des Urteils des Verwaltungsgerichtshofs
(VGH) Mannheim zur Hilfsfrist auf das Rettungswesen

Antrag

Der Landtag wolle beschlief3en,
die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. welche Schliisse sie aus dem Urteil des Verwaltungsgerichtshofs vom 5. Mai 2023
im Hinblick auf die Ausfithrungen zum gesetzgeberischen Ermessensspielraum
bei der Bestimmung von Hilfsfristen zieht, auch unter Zugrundelegung der von
ihr im Vorfeld der Novelle des Rettungsdienstplans (insbesondere dort: § 6)
getroffenen Erwdgungen sowie unter Darstellung der durch das Urteil neuerlich
gewonnenen Erkenntnisse;

2. welche unmittelbaren Auswirkungen das Urteil des VGH Mannheim auf die
Abldufe im Rettungswesen bislang nach ihrer Kenntnis hatte, haben sollte und
noch haben wird, zumindest unter Darstellung, ob die Zehn-Minuten-Hilfsfrist
aktuell auf Basis der Vorgaben des Verwaltungsgerichtshofs erhoben wird,
wann mit einer Verdffentlichung der gesammelten Daten zu rechnen ist, inwie-
weit die Bereichsausschiisse durch das Land iiber die ,,neuen” Vorgaben zur
Berechnung der Hilfsfrist informiert wurden und wann die Information durch
welche Stelle ggf. erfolgte;

3. welche SofortmaBnahmen durch das Land bislang ergriffen wurden oder derzeit
in Planung sind, um ein funktionierendes Rettungsdienstsystem nach den Vorga-
ben des Verwaltungsgerichtshofs hilfsfristgebunden bereitzustellen, insbesondere
auch im Hinblick auf Notfallpatienten mit besonderen Anforderungen an den
Rettungsdienst (so insbesondere Sduglinge/Babys, adipdse Patienten etc.);

4. ob sie zwischenzeitlich mit weiteren (privaten) Leistungstrigern Vereinbarungen
nach § 2 Absatz 1 Rettungsdienstleistungsgesetz (RDG) abgeschlossen hat, zu-
mindest unter Darstellung der jeweiligen Vereinbarung inklusive entsprechender
Leistungstrager;
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5. inwiefern sich die zustindigen Aufsichtsbehdrden zwischenzeitlich veranlasst
sahen, eine Anderung bzw. Riicknahme der Bereichspléne, die auf Basis der
rechtswidrigen 15-Minuten-Planung erteilt wurden, einzuleiten;

6. welche Beschliisse seitens des Landesausschusses fiir den Rettungsdienst im
Hinblick auf die Umsetzung der Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs
zwischenzeitlich getroffen wurden;

7. inwieweit der Beschluss des Landesausschusses zu den Allgemeinen Grund-
sdtzen fiir eine wirtschaftliche Durchfiihrung des Rettungsdienstes (,,95 Pro-
zent in 15 Minuten®) zwischenzeitlich aufgehoben oder entsprechend der Ent-
scheidung des Verwaltungsgerichtshofs abgeéndert wurde;

8. fiir wie wahrscheinlich sie es halt, dass die notfallmedizinisch — und insofern,
durch die Schutzpflicht des Staates aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 Grundgesetz
(GG), auch rechtlich — gebotene Hilfsfrist von zehn Minuten auch kiinftig in
nennenswertem Umfang unter- bzw. {iberschritten wird;

9. an welche Vorgaben fiir die Hilfsfrist sich die Rettungsorganisationen nach
dem Dafiirhalten des Innenministeriums aktuell halten sollen;

10. wann mit einem Gesetzentwurf fiir die Neufassung des RDG zu rechnen ist;

11. welche Anstrengungen sie derzeit unternimmt, um dem landesweiten Struk-
turgutachten des Landesausschusses fiir den Rettungsdienst zu einer Fortset-
zung zu verhelfen, nachdem es vor dem Hintergrund des Urteils des VGH
Mannheim ausgesetzt werden musste;

12. welche materiellen Anderungen im RDG und im Rettungsdienstplan vorge-
sehen sind, auch hinsichtlich einer etwaigen Festsetzung der Hilfsfristen in
einem formellen Gesetz;

13. welche Rolle hierbei der Landesausschuss fiir den Rettungsdienst sowie die
Tréiger des Rettungsdienstes spielen sollen;

14. ob sie daran festzuhalten gedenkt, die Hilfsfrist mit dem Ende der Annahme
des Notrufs beginnen zu lassen oder wieder der Eingang der mafBigebliche
Zeitpunkt fiir die Berechnung sein soll;

15. ob bzw. inwiefern die vom Verwaltungsgerichtshof beméangelte statistische
Auswertung der Zielerreichung der Hilfsfrist verbessert werden soll.

18.7.2023

Weinmann, Goll, Karrais, Dr. Riilke, HauBmann, Dr. Timm Kern, Bonath,
Brauer, Fink-Trauschel, Hoher, Dr. Jung, Reith, Dr. Schweickert FDP/DVP

Begriindung

Die vom Innenministerium in der Novelle des Rettungsdienstplans vom 31. Au-
gust 2022 verankerte Lénge der Hilfsfrist von zwolf Minuten ist nach dem Urteil
des Verwaltungsgerichtshofs in Mannheim (Aktenzeichen: 6 S 2249/22) rechts-
widrig. Auf die notfallmedizinische Wichtigkeit eines Eintreffens der Rettungs-
kréfte binnen zehn Minuten wurde keine Riicksicht genommen. Es erscheint da-
her klarungsbediirftig, welche Lehren die Landesregierung hieraus zieht und wie
sie kiinftig sicherstellen mochte, dass den Biirgern im Notfall moglichst schnell
geholfen werden kann.
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Stellungnahme

Mit Schreiben vom 9. August 2023 Nr. IM6-5461-476/27/1 nimmt das Ministe-
rium des Inneren, fiir Digitalisierung und Kommunen zu dem Antrag wie folgt
Stellung:

Der Landtag wolle beschliefsen,
die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. welche Schliisse sie aus dem Urteil des Verwaltungsgerichtshofs vom 5. Mai 2023
im Hinblick auf die Ausfiihrungen zum gesetzgeberischen Ermessensspielraum
bei der Bestimmung von Hilfsfristen zieht, auch unter Zugrundelegung der von
ihr im Vorfeld der Novelle des Rettungsdienstplans (insbesondere dort: § 6) ge-
troffenen Erwdgungen sowie unter Darstellung der durch das Urteil neuerlich
gewonnenen Erkenntnisse;

Zu l.:

Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Wiirttemberg (VGH BW) hat mit Urteil vom
5. Mai 2023 (Az. 6 S 2249/22) eine Normenkontrolle gegen den Rettungsdienst-
plan 2022 (RDPI1. 2022) iiberwiegend abgewiesen. Der VGH BW hat den An-
tragsstellern aber insoweit Recht gegeben, als § 6 RDPI. 2022 (GABI. 2022, 739)
fiir unwirksam erklart wurde. Der VGH BW hat dabei beméngelt, dass der dem
Plangeber in § 3 des Rettungsdienstgesetzes (RDG) eingerdumte Gestaltungs-
spielraum iiberschritten worden sei, da die zehnminiitige Hilfsfrist auler Acht
gelassen worden und der Notarzteinsatzdienst nicht an die Hilfsfrist gebunden sei.

Die Landesregierung wird dem Landtag zeitnah einen Entwurf einer Neufassung
des RDG vorlegen, in dem eine rechtssichere und praxistaugliche Frist als Pla-
nungsgrofe fiir die Festlegung der bedarfsgerechten Vorhaltungen von Rettungs-
wachen einschlieflich der personellen und sachlichen Ausstattung, vorgesehen ist.

2. welche unmittelbaren Auswirkungen das Urteil des VGH Mannheim auf die
Abldufe im Rettungswesen bislang nach ihrer Kenntnis hatte, haben sollte und
noch haben wird, zumindest unter Darstellung, ob die Zehn-Minuten-Hilfsfrist
aktuell auf Basis der Vorgaben des Verwaltungsgerichtshofs erhoben wird,
wann mit einer Verdffentlichung der gesammelten Daten zu rechnen ist, inwie-
weit die Bereichsausschiisse durch das Land iiber die ,,neuen* Vorgaben zur
Berechnung der Hilfsfrist informiert wurden und wann die Information durch
welche Stelle ggf. erfolgte;

3. welche Sofortmafinahmen durch das Land bislang ergriffen wurden oder der-
zeit in Planung sind, um ein funktionierendes Rettungsdienstsystem nach den
Vorgaben des Verwaltungsgerichtshofs hilfsfristgebunden bereitzustellen, ins-
besondere auch im Hinblick auf Notfallpatienten mit besonderen Anforderun-
gen an den Rettungsdienst (so insbesondere Sduglinge/Babys, adipose Patien-
ten etc.);

15. ob bzw. inwiefern die vom Verwaltungsgerichtshof bemdngelte statistische
Auswertung der Zielerreichung der Hilfsfrist verbessert werden soll;

Zu2.,3.,und 15.:

Zu den Ziffern 2, 3 und 15 wird aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam
Stellung genommen. Eine unmittelbare Auswirkung des Urteils des VGH BW
vom 5. Mai 2023 besteht darin, dass bei der Beplanung der Vorhaltestrukturen fiir
die Notfallrettung in den einzelnen Rettungsdienstbereichen und bei der Geneh-
migung von Bereichspldnen nicht mehr auf § 6 RDPL. 2022, der vom Plangeber
als Konkretisierung des gesetzlich vorgegebenen Rahmens intendiert war, zuriick-
gegriffen werden kann. Da § 3 RDG offen lésst, welcher Zielerreichungsgrad fiir
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die zehnminiitige Hilfsfrist gelten soll, hat das Ministerium des Inneren, fiir
Digitalisierung und Kommunen die Bereichsausschiisse und die Rechtsauf-
sichtsbehorden iiber ein an die Regierungsprisidien gerichtetes Schreiben vom
11. Juli 2023 informiert, in welcher Form dieser Gestaltungsspielraum — und
zwar sowohl im Hinblick auf die zehn Minuten als auch in Bezug auf den
Notarzteinsatzdienst — in den aktuellen Planungsiiberlegungen bzw. im Geneh-
migungsverfahren auszufiillen ist. Des Weiteren werden die Integrierten Leit-
stellen in diesem Schreiben verpflichtet, die Kennzahlen auch hinsichtlich der
zehnminiitigen Hilfsfrist zu erheben.

Eine weitere Auswirkung des Urteils des VGH BW vom 5. Mai 2023 besteht da-
rin, dass die vom Landesausschuss fiir den Rettungsdienst (LARD) beschlossene
Einholung eines landesweiten Strukturgutachtens mit Beschluss des LARD vom
14. Juni 2023 zuriickgestellt werden musste. Dieses Vorhaben soll wieder auf-
gerufen werden, sobald das Gesetzgebungsverfahren zur Novellierung des RDG
abgeschlossen ist und damit die neuen Planungsparameter beriicksichtigt werden
konnen.

Was Notfallpatientinnen und -patienten mit besonderen Anforderungen betrifft, so
hat der VGH BW im Urteil vom 5. Mai 2023 kein Regelungsdefizit festgestellt.
Der Grundsatz, dass die Planung der bedarfsgerechten Vorhaltestrukturen so zu
bemessen ist, dass die Hilfe bei Notfalleinsédtzen innerhalb der in § 3 Absatz 2
RDG genannten Frist am Notfallort an Straflen eintrifft, schlieit selbstverstidnd-
lich auch diese Notfallpatientinnen und -patienten mit ein. Die konkrete Vorhalte-
planung fiir den Transport von Notfallpatientinnen und -patienten ist Aufgabe des
Bereichsausschusses.

Das Ministerium des Inneren, fiir Digitalisierung und Kommunen hat in den
Handlungsanweisungen vom 11. Juli 2023 den Integrierten Leitstellen aufgege-
ben, im Zusammenwirken mit den Bereichsausschiissen den Jahreswert der zehn-
miniitigen Hilfsfrist fiir das Kalenderjahr 2022 riickwirkend zu ermitteln und iiber
die jeweiligen Rechtsaufsichtsbehdrden den Regierungsprésidien zum 1. Septem-
ber 2023 zur Verfiigung zu stellen. Im Ubrigen erfolgt die Verdffentlichung der
Jahreswerte bereits bislang im April des darauffolgenden Jahres auf dem Internet-
auftritt des Ministeriums des Inneren, fiir Digitalisierung und Kommunen.

4. ob sie zwischenzeitlich mit weiteren (privaten) Leistungstrdgern Vereinbarun-
gen nach § 2 Absatz 1 Rettungsdienstleistungsgesetz (RDG) abgeschlossen
hat, zumindest unter Darstellung der jeweiligen Vereinbarung inklusive ent-
sprechender Leistungstriger,

Zu4.:

Das Land Baden-Wiirttemberg, vertreten durch das Ministerium des Inneren, fiir
Digitalisierung und Kommunen, hat keine Vereinbarungen mit weiteren (priva-
ten) Leistungstragern geschlossen. Das Urteil des VGH BW vom 5. Mai 2023
gibt hierzu keine Veranlassung.

Dies hat der VGH BW auch mit Beschluss vom 29. Juni 2023 (Az. 6 S 1639/22,
nicht verdffentlicht) klargestellt. Mit diesem Beschluss wurde die Nichtzulas-
sungsbeschwerde eines privaten Rettungsdienstunternehmens gegen das Urteil
des Verwaltungsgerichts Freiburg vom 2. Juni 2022 (VG 9 K 221/21) zuriick-
gewiesen. Der VGH BW hat damit unter Beibehaltung seiner bisherigen Recht-
sprechung die Auffassung des Verwaltungsgerichts Freiburg bestatigt, dass der-
zeit kein Bedarf fiir den Abschluss einer landesweiten Kooperationsvereinbarung
nachgewiesen wurde.
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5. inwiefern sich die zustindigen Aufsichtsbehdrden zwischenzeitlich veranlasst
sahen, eine Anderung bzw. Riicknahme der Bereichspldne, die auf Basis der
rechtswidrigen 15-Minuten-Planung erteilt wurden, einzuleiten;

Zus.:

Die Bereichspline sind nach § 3 Absatz 4 RDG jahrlich zu {iberpriifen und zu iiber-
arbeiten. Im Rahmen dieser Uberpriifungen werden die Vorgaben aus dem Urteil
des VGH BW vom 5. Mai 2023 wie in der Stellungnahme zu den Ziffern 2, 3 und
15 dargestellt beriicksichtigt. Der VGH BW hat weder im Tenor noch in der
Urteilsbegriindung entschieden bzw. ausgefiihrt, dass bestandskréftige Bereichs-
plane rechtswidrig und daher aufzuheben seien. Daher wurden auch keine ent-
sprechenden Verfahren eingeleitet.

6. welche Beschliisse seitens des Landesausschusses fiir den Rettungsdienst im
Hinblick auf die Umsetzung der Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs
zwischenzeitlich getroffen wurden,

Zu6.:

Der LARD hat, wie in der Stellungnahme zu den Ziffern 2, 3 und 15 erwéhnt,
neben dem Beschluss zur Aussetzung des landesweiten Strukturgutachtens keine
weiteren Beschliisse mit Blick auf das VGH Urteil vom 5. Mai 2023 gefasst.

7. inwieweit der Beschluss des Landesausschusses zu den Allgemeinen Grund-
sditzen fiir eine wirtschaftliche Durchfiihrung des Rettungsdienstes (,,95 Pro-
zent in 15 Minuten ) zwischenzeitlich aufgehoben oder entsprechend der Ent-
scheidung des Verwaltungsgerichtshofs abgedndert wurde;

Zu7.:

Der Beschluss des LARD zu den Allgemeinen Grundsétzen fiir eine wirtschaft-
liche Durchfiihrung des Rettungsdienstes war nicht Gegenstand des verwaltungs-
gerichtlichen Verfahrens vor dem VGH BW. Eine formelle Aufhebung dieses
Beschlusses ist daher nicht erfolgt.

8. fiir wie wahrscheinlich sie es hdlt, dass die notfallmedizinisch — und insofern,
durch die Schutzpflicht des Staates aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 Grundgesetz
(GG), auch rechtlich — gebotene Hilfsfrist von zehn Minuten auch kiinftig in
nennenswertem Umfang unter- bzw. iiberschritten wird;

Zu8.:

Mit den Handlungsanweisungen des Ministeriums des Inneren, fiir Digitalisierung
und Kommunen vom 11. Juli 2023 wurde in Umsetzung des Urteils des VGH
BW sowohl die systematische Erhebung der Kennzahlen in Bezug auf die ein-
fachgesetzlich in § 3 Absatz 2 Satz 6 RDG normierte zehnminiitige Hilfsfrist als
auch die Beachtung dieser Kennzahlen bei der Bereichsplanung angeordnet. Auf
der Grundlage dieser Parameter werden nunmehr durch die Selbstverwaltung im
Rettungsdienst die jeweiligen Bereichspldne angepasst.

Es ist davon auszugehen, dass die Beriicksichtigung der zehnminiitigen Hilfs-
frist zu einem hoheren Bedarf an Vorhaltungen der Notfallrettung fithren wird.
Allerdings liegen noch keine Gutachten oder sonstigen Bewertungen aus den ein-
zelnen Rettungsdienstbereichen zu einem konkreten Vorhaltungsmehrbedarf oder
gar zur Auswirkungen neuer Vorhaltungen bzw. Vorhalteerweiterungen auf die
Zielerreichung vor, weshalb es fiir eine Prognose im Sinne der Fragestellung der-
zeit an belastbaren Zahlen mangelt. Allgemein gilt, dass der Rettungsdienst und
insbesondere die Notfallrettung allerdings aus einer Vielzahl von Griinden vor
groBBen Herausforderungen stehen. Zu nennen sind beispielhaft neben einem An-
stieg der Hilfeleistungszahlen insbesondere fiir niederschwellige Einsdtze auch
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die sich verdndernde Kliniklandschaft, der Fachkriaftemangel und die schwierige
Suche nach geeigneten Grundstiicken fiir Einrichtungen des Rettungsdienstes
durch die Selbstverwaltung im Rettungsdienst.

Aus diesem Grund hatten die Selbstverwaltung im Rettungsdienst und das
Ministerium des Inneren, fiir Digitalisierung und Kommunen im LARD am
21. September 2022 bereits im Hinblick auf die in § 6 RDP1 2022 vorgesehene
12-miniitige Hilfsfrist beschlossen, ein landesweites Strukturgutachten einzuho-
len. Ziel eines solchen Gutachtens ist es, den Ist-Zustand bzgl. Vorhaltestruktur,
Vorhaltezeiten und Einsatzaufkommen mit Blick auf eine Hilfsfristanalyse dar-
zustellen und mittels Simulation mit einer Soll-Konzeption zu vergleichen, um
auf der Grundlage dieser bereichsiibergreifenden Betrachtung Optimierungs-
potenziale und Synergien zu identifizieren. Dieses Vorhaben eines landesweiten
Strukturgutachtens soll wieder aufgerufen werden, sobald das Gesetzgebungs-
verfahren zur Neufassung des RDG abgeschlossen ist und damit die neuen Pla-
nungsparameter berlicksichtigt werden konnen.

Alle angestofenen Entwicklungen im Rettungsdienst zielen zudem darauf ab, die
Versorgung der Bevolkerung mit Leistungen der Notfallrettung unter Beriicksich-
tigung aller relevanten Planungskriterien noch passgenauer sicherzustellen. Dies
umfasst neue Versorgungskonzepte genauso wie verbesserte Planungsinstrumente
im Sinne der Fragestellung. Es ist daher davon auszugehen, dass sich diese Pro-
jekte nicht nur positiv auf die Hilfsfrist, sondern gerade auch auf die Prahospital-
zeit bei sogenannten Tracerdiagnosen, wie z. B. Herzinfarkt oder Schlaganfall,
auswirken. Hierzu besteht auch das Projekt ,,Entwicklung und Validierung von
Planungskriterien fiir rettungsdienstlich relevante Strukturen als Grundlage fiir
eine landeseinheitliche Planungsmethodik (EVRALOG-BW)*“ am Health Care
Lab des Karlsruher Instituts fiir Technologie (KIT). Fiir dieses Forschungsvor-
haben hat das Ministerium des Inneren, fiir Digitalisierung und Kommunen eine
Gesamtfordersumme von rund 437 000 € zugesagt. Gegenstand des Forschungs-
vorhabens ist es, Planungskriterien zur landesweit einheitlichen Beplanung von
Rettungsdienststrukturen basierend auf einer Betrachtung der gesamten Rettungs-
kette zu entwickeln. Perspektivisch sollen diese neuen Planungskriterien dann in
jedem Rettungsdienstbereich zur Anwendung kommen.

9. an welche Vorgaben fiir die Hilfsfrist sich die Rettungsorganisationen nach
dem Dafiirhalten des Innenministeriums aktuell halten sollen,

Zu9.:

In den Handlungsanweisungen vom 11. Juli 2023, wie bereits in der Stellung-
nahme zu den Ziffern 2, 3 und 15 erwéhnt, hat das Ministerium des Inneren, fiir
Digitalisierung und Kommunen festgelegt, dass die zehnminiitige Hilfsfrist (fiir
das ersteintreffende Rettungsmittel und das Notarzteinsatzfahrzeug) als erfiillt
gilt, wenn sie in mindestens 75 % der Notfalleinsitze bezogen auf ein Kalender-
jahr im jeweiligen Rettungsdienstbereich eingehalten wird. Erst wenn das Gesetz-
gebungsverfahren zur Neufassung des RDG abgeschlossen ist, konnen die darin
normierten Planungsparameter Beriicksichtigung finden.

10. wann mit einem Gesetzentwurf fiir die Neufassung des RDG zu rechnen ist;
Zu 10.:
Es ist avisiert, dass der Gesetzentwurf zur Neufassung des RDG im vierten Quar-

tal 2023 dem Ministerrat vorgelegt wird, um die Freigabe zur Anhdrung zu er-
halten.
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11. welche Anstrengungen sie derzeit unternimmt, um dem landesweiten Struktur-
gutachten des Landesausschusses fiir den Rettungsdienst zu einer Fortsetzung
zu verhelfen, nachdem es vor dem Hintergrund des Urteils des VGH Mann-
heim ausgesetzt werden musste;

Zull.

In dem Beschluss vom 14. Juni 2023, wie bereits in der Stellungnahme zu den
Ziffern 2, 3 und 15 ausgefiihrt, bekennt sich der LARD weiterhin zu dem Ziel,
durch eine landesweite Begutachtung der bodengebundenen Notfallrettungsstruk-
turen anhand einheitlicher Kriterien, bereichsiibergreifende Ansétze fiir eine Ver-
besserung der Versorgung von Notfallpatientinnen und -patienten zu erreichen.
Er hat dabei seinen Willen zum Ausdruck gebracht, die angestrebte Begutachtung
aller Rettungsdienstbereiche durch ein landesweites Strukturgutachten wieder
aufzugreifen, sobald die neuen Planungsvorgaben durch die Neufassung des RDG
vollstindig feststehen.

12. welche materiellen Anderungen im RDG und im Rettungsdienstplan vorge-
sehen sind, auch hinsichtlich einer etwaigen Festsetzung der HilfSfristen in
einem formellen Gesetz,

Zu12.:

Die Neufassung des RDG zielt darauf ab, die Notfallversorgung weiter zu verbes-
sern und die Rechtssicherheit zu erhdhen. Vorgesehen ist daher, die planerische
Hilfsfrist bereits im Gesetz zu konkretisieren. Aulerdem werden die Rettungs-
dienststrukturen durch die gesetzliche Verankerung neuer Instrumente wie zum
Beispiel des Telenotirztlichen Systems oder des digitalen Versorgungsnachwei-
ses gestirkt und die Erprobung und Einfiihrung innovativer Versorgungskonzepte
durch eine Experimentierklausel erleichtert. Dariiber hinaus wird die bereits etab-
lierte und bewihrte Qualitétssicherung durch die Stelle zur Trageriibergreifenden
Qualitdtssicherung im Rettungsdienst Baden-Wiirttemberg (SQR-BW) gestarkt.
Durch die Erwihnung der Arztlichen Leitungen Rettungsdienst bei den Regie-
rungsprisidien sowie der Arztlichen Verantwortlichen bei den Leistungstrigern
sowie der Notdrztlichen Standortleitungen einschlieBlich der jeweiligen Aufga-
benstellungen wird die Bedeutung des &rztlichen Sachverstands bei Fragen der
Aufsicht bzw. der Qualitdtssicherung zusétzlich unterstrichen.

13. welche Rolle hierbei der Landesausschuss fiir den Rettungsdienst sowie die
Tréiger des Rettungsdienstes spielen sollen;

Zu13.:

Es ist beabsichtigt, die Rolle des LARD in der Neufassung des RDG nicht zu
veriindern. Sofern die Fragestellung im Ubrigen auf die Rolle der gesetzlichen
Leistungstriger nach § 2 Absatz 1 RDG abstellt, gilt hier gleichermalen, dass im
bodengebundenen Rettungsdienst keine Anderungen beabsichtigt sind.

14. ob sie daran festzuhalten gedenkt, die Hilfsfrist mit dem Ende der Annahme
des Notrufs beginnen zu lassen oder wieder der Eingang der mafsgebliche
Zeitpunkt fiir die Berechnung sein soll;

Zu 14.

Malgeblicher Zeitpunkt fiir den Beginn der Hilfsfristberechnung war ent-
sprechend eines vom LARD im Jahr 2016 beschlossenen Berechnungsschemas
auch vor Inkrafttreten des RDPIL. 2022 nicht der Eingang des Notrufs, sondern
das Einsatzannahmeende. Dabei handelt es sich um den Zeitpunkt, ab dem der
Disponent oder die Disponentin in der Integrierten Leitstelle Kenntnis davon er-
langt, dass ein Notfalleinsatz vorliegt. Der VGH BW hat entschieden, dass es sich
hierbei um eine zulédssige Konkretisierung des § 3 Absatz 2 Satz 5 RDG handelt
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(VGH a.a.O. Rn. 129). Der VGH BW hat zudem ausgefiihrt, dass ein Berech-
nungsschema beispielsweise nur dann nicht mehr vom § 3 Absatz 2 Satz 5 RDG
gedeckt wire, wenn anstelle des Einsatzannahmeendes auf das Ende des Tele-
fonats abgestellt wiirde.

In Vertretung

Blenke

Staatssekretar



	Landtag von Baden-Württemberg
	17. Wahlperiode
	Drucksache 17 /
	18.7.2023
	Antrag
	des Abg. Nico Weinmann u. a. FDP/DVP
	und
	Stellungnahme
	des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen
	Die Auswirkungen des Urteils des Verwaltungsgerichtshofs 


